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Handelszeitung online 
18.4.2024 
«Wohnungsnot in den Bergen 
wurde an der Urne verursacht»
Das Zweitwohnungsgesetz 
und das Raumplanungsgesetz 
wurden aus einer Not heraus 
gemacht und vom linken  
bis weit ins rechte Lager gut
geheissen. Es gab damals  
dringenden Bedarf, weil ohne 
diese Gesetze die Landschaft 
von potenten Investoren zuge
pflastert worden wäre. Zudem 
wäre die Anzahl kalter Betten 
massiv gestiegen. Die einzig 
richtige Frage, die man stellen 
muss, heisst: Wie sähe die 

Schweiz heute ohne diese 
 Gesetze aus? Vermutlich deut
lich schlimmer. Dass die Bau
lobby in den Bergregionen  
nun wieder Druck macht,  
ist logisch, aber die oben er
wähnte Situation würde sofort 
wieder eintreten.
HZ-Benutzername: oli52

Das viel grössere Problem ist, 
dass die Zweitwohnungsinitia
tive mannigfaltig umgangen 
wird und wir immer mehr Gut
verdienende haben, die zu
ziehen oder Firmen gründen 
und schlichtweg alles auf dem 
Markt aufkaufen. Es ist schnell 

eine Lösung gefunden, um 
auch als nicht Ansässiger eine 
Wohnung zu kaufen. Es dreht 
sich alles immer nur um den 
Preis, und weil wir so viel Zu
wanderung von Gutbetuchten 
haben, dreht die Verkaufs
preisspirale immer weiter 
nach oben.
HZ-Benutzername: jaandi

Handelszeitung online 
26.4.2024 
«Milliarden für die  
Kartenwirtschaft»
Eine sehr gute Studie knackig 
aufbereitet.
HZ-Benutzername: dch36
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Krankenkassenprämien

Eigenkapital

Fatale Folge der Steuerpolitik

Provokation der UBS

E in sehr teures Subventionsprojekt steht  
vor der Haustür. Es ist dies eine nationale De
ckelung der Krankenkassenprämien.  

Am 9. Juni wird darüber abgestimmt. Die Volks
initiative der SP verlangt, dass alle Haushalte sub
ventioniert werden, sofern die Krankenkassenprä
mien 10 Prozent des Einkommens übersteigen.  
Die Folge wäre eine massive Erhöhung der Mehr
wertsteuer – von bis zu 2,3 Prozent.

Wenn die Initiative angenommen wird, tragen 
 dafür die Sparfüchse des letzten Jahrzehnts die 
 Verantwortung. Sie hätte wohl vermieden werden 
können, wenn die Beamten und die Politikergilde 
von damals die Hausaufgaben gemacht hätten. 
Dies zeigt eine «Handelszeitung»Analyse. Luzern 
und weitere Kantone wollten 2012 Zug kopieren: 
mit tiefen Gewinnsteuern Firmen anziehen und  
so die Kassen klingeln lassen. Luzern senkte seine 
Steuern gar auf das Steuerniveau von Irland.

Andere Kantone wie Obwalden zogen nach, wenn 
auch nicht so radikal. Die Vorgänge wurden als 
«Race to the bottom» bezeichnet, eine Steuerspirale 
nach unten, um im Steuerwettbewerb zu bestehen. 

Doch dies führte zu happigen Steuerausfällen.  
In  einer Verzweiflungstat strich der damalige Luzer
ner Finanzdirektor auch Prämienverbilligungen 
 zusammen. Solche Hauruckübungen brachten das 
Stimmvolk gegen die Regierung auf. Luzern wurde 
vor Bundesgericht verurteilt wegen widerrechtli
cher Subventionsregeln. Auch andere Kantone, vor 
 allem im Mittelland und in der Ostschweiz, hatten 
es übertrieben. Luzern und die vom Urteil indirekt 
 betroffenen Kantone gingen über die Bücher. Die 
Korrekturen folgten zwischen 2020 und heute.

Doch der Salat war angerichtet. Nach diesen Spar
übungen packte die nationale SP die Chance und 
lancierte 2018 die Initiative, über die nun abge
stimmt wird. Kein Monitoringbericht zeigt aktuell, 
wo die Kantone und ihre Versicherten heute ste
hen. Die letzten Daten sind von 2020. Damals lagen 
sechs Kantone über der 10ProzentEinkommens
grenze der Prämienbelastung. Heute dürften es 
mehr sein als damals, weil die Krankenkassenprä
mien 2023 und 2024 stark gestiegen sind.

Warum die Luzerner Beamtenschaft und ihr 
 Finanzdirektor das nationale Gesetz nicht gelesen 
hatten, ist unklar. Dort steht, dass der untere Mit
telstand Anrecht auf Prämiensubventionen als 
 sozialpolitische Massnahme habe. So steht es seit 
1996 im Gesetz. Ein Anruf beim Bundesamt für 
Statistik und etwas Mathematik hätten genügt, um 
herauszufinden, wo die Einkommensgrenze des 
unteren Mittelstandes liegt. Dies zeigt das Bundes
gerichtsurteil. Offenbar wurde diese Hausaufgaben 
nicht gemacht. Mit der Folge, dass nun alle Steuer
zahlenden mit einem massiven Subventionspro
jekt konfrontiert sind, dessen Kosten man nicht 
 abschätzen kann.

D ie UBSGeneralversammlung von 
 letzter Woche stürzte sich, wie voraus
gesehen, mit grossem theatralischem 
Getöse und breitem Medienecho auf  
die «Abzocker». Der UBSCEO Sergio 

Ermotti hatte mit seinen Vergütungen von 14 Mil
lionen Franken für die neun Monate UBSAnstel
lung – mit Nachzahlungen werden es 20 Millionen 
sein – zweifellos den Spitzenrang auf der Ehren
galerie der Arroganz eingenommen. Bei den angel
sächsischen Investmentfonds, die weit mehr als die 
Hälfte der Aktionärsstimmen kontrollieren, spielte 
dieser Reputationsschaden allerdings keine Rolle.

Für Fachleute viel bemerkenswerter als die Boni
frage war der schroffe Tenor der UBSSpitze gegen 
die zuvor von Bundesrätin Karin KellerSutter in 
Aussicht gestellte höhere Eigenkapitalanforderung 
für die systemrelevante ToobigtofailBank. In 
 taktischer Absprache schossen Sergio Ermotti,  
VRPräsident Colm Kelleher und der UBSSchweiz
Sprecher prophylaktisches Sperrfeuer gegen höhere 
Eigenmittel ihres Bankkonzerns. Sie insistierten  
auf der Sprachregelung, die UBS «verfüge nicht über 
eine implizite Staatsgarantie» und sie sei «nicht  
too big to fail». Es wird interessant sein, zu beob
achten, welche Politikerinnen, Politiker und Medien 
diese Sprachorder willfährig übernehmen.

Der Hintergrund dieses rhetorischen Abwehrfeuers 
ist die vorgängige Ankündigung von Bundesrätin 
KellerSutter, die neue UBS müsse in Zukunft für 
jede ihrer ausländischen Beteiligungsgesellschaf
ten mit bis zu 100 Prozent Eigenkapital gemäss den 
Vorgaben von «Basel III» rechnen. Dies würde für 
den Bankkonzern eine zusätzliche Eigenkapital
unterlegung von 15 bis 25 Milliarden Dollar bedeu
ten. Der sogenannte «Filter», wonach Grossbank

töchter nur 60 Prozent der regulatorischen Eigen
mittel halten müssen, wurde 2014 aufgrund von 
Lobbys vom Parlament ermöglicht und anschlies
send von FinmaChef Mark Branson zugestanden.

Um der behördlichen Ankündigung zuvorzukom
men, kündigte die UBS schon am 2. April an, sie 
werde in diesem und im nächsten Jahr bis 2 Milliar
den Dollar Aktienrückkäufe tätigen und damit die 
Aktionäre und Aktionärinnen mit einem höheren 
Aktienwert zusätzlich belohnen. Dieser vorschnelle 
Akt läuft genau in die gegensätzliche Richtung der 
behördlichen Absichten – eine unerhörte Arroganz 
und Provokation gegenüber Bundesbern und  
dem Staat. Denn weniger Eigenkapital erhöht den 
Bedarf an Staatsgarantie mit Liquiditätshilfen.

Die Analyse des CSKollapses hat nämlich ergeben, 
dass die Abwicklung der CS mittels Verkauf von 
Tochtergesellschaften schlicht deshalb verunmög
licht war, weil diese nur über 60 Prozent des erfor
derlichen Eigenkapitals verfügten. Jeder Tochter
verkauf hätte deren Aufkapitalisierung durch das 
Stammhaus als «Parent Bank» erfordert. Höhere 
 Eigenmittel sind also nicht einfach ein Niceto 
haveSpleen von Finanzprofessoren, sondern die 
absolute Vorbedingung für eine notwendige Ab
wicklung!

Die schroffe Tonalität und die vorauseilende, provo
kative Aktienkapitalreduktion der UBS Führung ge
ben eine Vorschau auf das Ringen, das mit Blick auf 
die Gesetzgebung bevorsteht. Altbekannte Macht
mechanismen um Eigenmittelvorschriften und 
Blendertum sind wieder Praxis – wie schon gehabt.

Europapolitik

Sokrates soll, so berichtet es der griechische 
Philosoph Platon, über die Griechen gesagt 
haben, dass sie wie Frösche um einen Teich 

sässen. Gemeint waren damit die mehr als 150 von 
Griechen gegründeten demokratischen Kolonien 
rund um das Mittelmeer. Schaut man heute auf 
die Schweiz, scheint es gewisse Ähnlichkeiten mit 
dem antiken Griechenland zu geben. Nur sitzen 
wir nicht quakend am Rand, sondern quakend 
mitten im Zentrum der demokratischen Welt.  
Zur Erinnerung: Nach dem Demokratieindex  
des «Economist» liegen 15 der 23 Länder,  
die als vollständige Demokratien bezeichnet  
werden, in Europa.

Mit keiner anderen Region der Welt teilen wir 
Schweizer und Schweizerinnen so viele Werte wie 
mit diesem Europa. Das fängt bei der historisch re
ligiös geprägten Kultur an und setzt sich bei unse
rer Vorstellung von Recht, die römische und napo
leonische Wurzeln hat, fort. Auch in anderer Hin
sicht ist unsere Bevölkerung am engsten mit der 
europäischen verbunden. Zum Beispiel: Wie viele 
haben nicht zumindest einen Gross oder Urgross
elternteil aus einem anderen Teil Europas? Oder: 
Die überwiegende Mehrheit der Menschen mit 
Migrationshintergrund stammt aus Europa. Natür
lich teilen wir auch grosse wirtschaftliche Interes
sen. 60 Prozent unseres Export und 50 Prozent 
unseres Importhandelsvolumens wickeln wir mit 
Europa ab. Die Folge unserer Handelsüberschüsse 
ist ein gewaltiges Auslandsvermögen. Unsere «un
abhängige» Geldpolitik produziert Geldmarktzin
sen, die quasi parallel laufen zu denjenigen im 
Euro. Kein Wunder, unsere Konjunktur hängt ja 
direkt an der Konjunktur von Europa.

Die grössten gemeinsamen Interessen finden sich 
aber in der internationalen Politik. Eine kleine, of
fene Volkswirtschaft ist darauf angewiesen, dass 
die Weltwirtschaft und gesellschaft regelbasiert 
funktioniert. Die zunehmende Tendenz hin zur 
Macht des Stärkeren bedroht kein Land in seinem 
Wohlstand so sehr wie die Schweiz. Und was ma
chen wir? Wir quaken wie Frösche und lamentie
ren darüber, wie schlimm Europa ist. Während
dessen wählen und bestimmen andere. Wir 
schreiben Leitartikel und gefallen uns in einer teils 
xenophoben, immer aber predigenden Rhetorik.  
Wer mitten im Teich sitzt und nur quakt, aber 
nicht mitredet, hat ein Problem. Wenn dann die 
Rahmenbedingungen in der internationalen Wirt
schaft und Politik ohne uns gemacht werden, wer
den wir marginalisiert. Der Teich wird, wie der 
sprichwörtliche Topf, allmählich heisser. Die Fun
damentalopposition, sogar gegenüber einer be
grenzten Teilhabe am europäischen Projekt, 
macht parteipolitisch vielleicht Sinn. Sie gefährdet 
aber unseren Wohlstand. Kann man wollen, muss 
man aber nicht.

Die Schweiz ist der 
Frosch im Teich

«Eine unerhörte Arro-
ganz und Provokation 

gegenüber dem Staat.»

Klaus Wellershoff ist regelmässig Kolumnist und Co-Host von 
«Handelszeitung Morning-Call». Die Ansichten der Gastautoren 
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